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Landgrabbing: Weiterhin äußerst zugespitzte Situation in den malischen Dörfern Sanamadougou und Sahou
Sehr geehrter Herr Silberhorn, 
über die Öffentlichkeitsarbeit des Netzwerks Afrique-Europe-Interact habe ich von den beiden Dörfern Sanamadougou und Sahou in Mali erfahren, die durch Landgrabbing seit 2010 einen Großteil ihrer landwirtschaftlich genutzten Flächen an den malischen Investor Modibo Keita verloren haben. In diesem Zusammenhang habe ich auch Kenntnis von dem Brief erlangt, den Sie am 19. Juni 2015 an Afrique-Europe-Interact geschickt haben. Das ist der Grund, weshalb ich mich heute an Sie wende. Denn grundsätzlich kann ich die Argumente sehr gut nachvollziehen, mit denen Afrique-Europe-Interact jüngst auf Ihre Darlegungen reagiert hat: 
a) Gerichtsverfahren: Der am 22. Februar 2012 eröffnete Prozess der beiden Dörfer gegen den Investor Modibo Keita ist seitens des Gerichts in Markala seit Ende 2012 schlicht nicht weitergeführt worden – unbeschadet dessen, dass dies eigentlich Aufgabe des Gerichtes gewesen wäre. Insofern ist es nicht weiter verwunderlich, dass es für den von den Dörfern neu beauftragten Anwalt kein weitergehendes Problem dargestellt hat, die Fortführung des Prozesses zu veranlassen, wie es durch den Landwirtschaftsminister Bocary Tréta in einer öffentlichen Debatte des malischen Parlaments am 2. Juli 2015 bestätigt wurde. Umgekehrt heißt das aber auch, dass Modibo Keita sehr wohl gegen die Kreditauflagen des durch die Afrikanische Entwicklungsbank (AfDB) am 17.09.2014 gewährten Kredits verstoßen hat, auch wenn dies dem Rechtsberater der AfDB nicht aufgefallen sein mag. 
b) Entschädigungen: Gewiss, der Unternehmer Modibo Keita hat versucht, Familien aus den beiden Dörfern zu entschädigen. Umgekehrt ist den DorfbewohnerInnen nicht negativ anzurechnen, dass sie vor dem rechtskräftigen Abschluss des weiterhin laufenden Gerichtsverfahrens noch nicht bereit waren, Entschädigungen anzunehmen – hätte dies doch die von ihnen selbst angestrengte Klage ad absurdum geführt. Zur Erläuterung sei daher an dieser Stelle angemerkt, dass bis heute noch nicht geklärt ist (und genau dies ist ja Gegenstand des Verfahrens), ob sich der zwischen Modibo Keita und dem malischen Staat abgeschlossene Pachtvertrag überhaupt auf die Flächen der beiden Dörfer bezieht (vgl. hierzu die detaillierten Ausführungen von Afrique-Europe-Interact in seinem Brief vom 25. April 2015). 

c) Untersuchungsbericht einer vom Amt des Premierministers beauftragten Delegation: Es ist richtig, dass es der Regierung gelungen ist, mindestens ein Mitglied der zivilgesellschaftlichen Organisation "Convergeance Malienne contre les Accaparements des Terres" (Malische Koalition gegen Landgrabbing) für besagte Untersuchung zu gewinnen. Doch dies ändert nichts an dem Umstand, dass die DorfbewohnerInnen aus den bereits genannten Gründen zum jetzigen Zeitpunkt einer Entschädigungsregelung noch gar nicht hätten zustimmen können (ganz davon abgesehen, dass besagte Teilnahme für große Empörung gesorgt hat). 

Jenseits hiervon haben die beiden Dörfer – vertreten durch die jeweiligen Dorfchefs – bereits im Juli 2014 mit Nachdruck schriftlich darauf aufmerksam gemacht, dass es lediglich 8 Familien gewesen sind, die Entschädigungen erhalten haben. Insofern ist es nicht wirklich nachvollziehbar, weshalb in Ihrem Brief keine quantitative Gewichtung zwischen Empfänger- und Nicht-Empfängerfamilien vorgenommen wird. Denn für eine Gesamteinschätzung der Situation und somit auch die Vergabebedingungen des AfDB-Kredits an Modibo Keita ist es durchaus relevant, ob lediglich eine kleine Minderheit Entschädigungen erhalten hat oder ob größere Teile der beiden Dörfer die Entschädigungszahlungen akzeptiert haben.  

d) Ernährungssicherheit: In Ihren Ausführungen sprechen Sie davon, dass es dem malischen Staat legitimerweise darum ginge, "die Produktivität in der Landwirtschaft zu erhöhen und die Subsistenzlandwirtschaft zu überwinden, um die Ernährung einer wachsenden Gesamtbevölkerung zu sichern." Diese Feststellung scheint bemerkenswert. Denn bislang bin ich stets davon ausgegangen, dass die Bundesregierung die grundlegenden Einschätzungen des 2008 veröffentlichten Weltagrarberichts teilt (auch wenn die Frage strittig sein mag, mit welcher Form von Landwirtschaft langfristig welche Hektarerträge erzielbar sind). Danach ist echte Ernährungssicherung nur durch die Unterstützung von Kleinbauern und -bäuerinnen möglich, weshalb es keinesfalls zielführend ist, wenn durch die Förderung leistungsfähiger Großbetriebe gleichzeitig rund 5.000 Menschen ihrer Existenzgrundlagen beraubt werden. Und das um so mehr, als ja in Europa zu Recht die Frage diskutiert wird, welche Maßnahmen ergriffen werden sollten, damit weniger Menschen gezwungen sind, ihre Herkunftsländer auf mehr oder weniger gefährliche Weise zu verlassen (laut jüngst veröffentlichter Zahlen des UNHCR stehen malische StaatsbürgerInnen bei den im laufenden Jahr in Italien angekommenen Bootsflüchtlingen an neunter Stelle).

Sehr geehrter Herr Staatssekretär, mit Blick auf die von Afrique-Europe-Interact formulierten Argumente möchte ich Sie bitten, einerseits im Rahmen der deutsch-malischen Regierungskonsultationen weiterhin für eine an den legitimen Interessen der BewohnerInnen von Sahou und Sanamadougou orientierte Lösung des dortigen Landkonfliktes hinzuwirken, andererseits eine abermalige Prüfung zu veranlassen, inwiefern Modibo Keitra bei der Kreditvergabe durch die AfDB nicht doch die Kreditauflagen verletzt hat. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und verbleibe mit freundlichen Grüßen, 

